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Der Vorsitzende (NIESSLER / DG REGIO) informiert einleitend über das Programm der nächsten COCOF Sitzung am 25./26.Juni 2008:
· allgemeine Diskussion mit GD Dirk Ahner,
· 2. Vermerk über financial engineering 2007-2013,
· staatliche Beihilfen in Verbindung mit einnahmeschaffenden Projekten / Art.55(6),
· CBA-cost benefit guide (soll dann am 27. Juni auch dem „Evaluierungsnetzwerk“ vorgelegt werden),
· (schon mehrmals angekündigtes) Dokument zum „Wassersektor“ – v.a. für neue MS
Außerdem stellte er klar, dass die EK – entgegen anderslautenden früheren Äußerungen – nun nicht mehr daran denke, Vorschläge zur Änderung der STRF-VOs (Allgem. und/oder EFRE-VO) in Hinblick auf den Themenbereich „Energieeffizienz / housing (o.ä.)“ vorzulegen.

TOP 1: Tagesordnung (COCOF 08/0025/03) – wird angenommen.

TOP 2: EK-Mitteilung (KOM(2008) 301) zu den Ergebnissen der Verhandlungen über kohäsionspolitische Strategien und Programme im Programmplanungs​zeitraum 2007-2013:
DG REGIO und DG EMPL präsentieren gemeinsam die Hauptergebnisse des Dokuments (COCOF 08/0026/01 – s. Beilage 1), wie: Verbesserung der Qualität der Programme, auf die territorialen Bedürfnisse ausgerichtete Strategien für mehr Wachstum und Wettbewerbsfähigkeit sowie für mehr und bessere Arbeitsplätze, Integration der Lissabon Agenda, mehr Investitionen in F&E&I, besserer Marktzugang als wesentliche Voraussetzung für wirtschaftliche Entwicklung, stärkerer Fokus auf nachhaltige Entwicklung durch Maßnahmen, die den Klimawandel berücksichtigen und Förderung der Energieeffizienz 
In Zukunft ist damit sichergestellt, dass die Programme 
· fokussiert bleiben auf Investitionen für Wachstum und Arbeitsplätze,
· im Einklang mit den anderen Gemeinschaftsprioritäten sind und dennoch
· anpassungsfähig sind, um den europäischen Herausforderungen gerecht zu werden.

Die EK plant 
· das Papier am „Wettbewerbsfähigkeitsrat“ (28. Mai 2008) durch MsK HÜBNER zu präsentieren sowie

· bis Herbst 2008 (ein) detaillierte(s) Dokument(e) über die Ergebnisse in den einzelnen MS zu erstellen.
Es gab nur vereinzelte (inhaltsleere) Statements von Seiten der MS.
TOP 3: „Leitlinien zu einnahmeschaffenden Projekten“ (Art. 55 der VO 1083/2006)
Das Dokument wurde seitens der EK auf Basis der eingelangten schriftlichen Stellung​nahmen angepasst und in der aktualisierten Form (COCOF 07/0074/02 – s. Beilage 2) versendet. Kurzfristig vor der Sitzung eingelangte Stellungnahmen konnten noch nicht berücksichtigt werden.
Die EK fasst die Beantwortung der MS-Stellungnahmen thematisch zusammen:

· Verhältnismäßigkeit bei der Berechnung des funding gap (fg) bei kleinen Programmen /Projekten (Pkt.4.6): Gem. Rechtsdienst der EK erlaubt der Art. 55(5) der VO 1083 keine weitergehende Auslegung mehr, daher ist auch bei Projekten mit weniger als € 200.000 Kosten keine weitere Erleichterung möglich.

· Das Monitoring für Projekte gem. Art. 55(2) und Art. 55(3) kann aufgrund der unterschiedlichen Zielsetzung (d.h. je nach dem, was mit dem Monitoring erreicht werden soll) unterschiedlich sein.

· Projekte gem. Art. 55(2): Monitoring ist eng mit der Umsetzung von Art.55(4) verknüpft, nämlich Fälle aufzudecken, bei denen NICHT alle Einnahmen ordnungsgemäß berücksichtigt wurden – z.B. zusätzliche Einnahmequellen oder Änderung der Tarifpolitik. Hier kann das Monitoring in zeitlichen Abständen erfolgen (kein laufendes Monitoring).
· Projekte gem. Art. 55(3): hier sind die Einnahmen laufend zu monitoren, um die Erstattung korrekt durchführen zu können.
Die VB müssen jedenfalls gewährleisten, dass alle gleichartigen Projekte gleich behandelt werden, die gewählte Monitoring-Variante muss beibehalten werden.

· Pkt. 4.4 Art. 55(4) – Schwellen für die Erstattung: Erstattung erfolgt bis 3 Jahre nach Programmende. Bei Abweichung des FG von weniger als 10% erfolgt keine Erstattung an den EU Haushalt. 
· ESF: Es wurde festgehalten, dass Art. 55 natürlich auch für ESF-kofinanzierte Projekte gültig ist. Um den Spezifitäten des ESF gerecht zu werden, soll jedoch noch ein zusätzlicher Leitfaden bis Oktober 2008 ausgearbeitet werden. Einige MS stellen dazu fest, dass dieser Termin zu spät sei, da bereits jetzt Projekte zu genehmigen sind.

· Co-Finanzierungssatz: Verweis auf Art. 53 & 54 der VO 1083/2006; In den jeweiligen Programmen wird ein Höchstsatz bestimmt, VB kann auf Projektebene selbst entscheiden, auch für Großprojekte.

· Beispiel Gemeindeschwimmbad: Wenn die Betriebskosten höher sind als die Einnahmen, kommt FG nicht zur Anwendung (Punkt 3.2.1.).
· Zu Art. 55(6) wird im Juni-COCOF ein eigener Vermerk vorgelegt werden.
· Überfinanzierung: VB muss eine Methode wählen, wonach es zu keiner Überfinanzierung kommt.
· Alle weiteren Fragen werden schriftlich beantwortet und auf CIRCA veröffentlicht werden.

In der folgenden Diskussion werden viele Probleme und Befürchtungen geäußert.
EE stellt fest, dass die strenge Auslegung nicht funktionieren kann, Verhältnismäßigkeit nicht gegeben ist sowie zu hohe Kosten verursacht werden und fordert daher eine Änderung der Allgem. STRF-VO. Dieser Stellungnahme schließen sich UK, LV, FRA (PPP-Modelle werden erschwert), CY (10% Schwelle zu niedrig), HU, MT, NL, PL (kritisiert auch, dass EK nur einfache Fragen beantwortet, den Rest jedoch immer unter den Tisch fallen lässt), ES, DE (verlangt nach Rechtssicherheit), IRL und CZ an.
AT hinterfragt die Anwendung von Art. 55 auf Projekte im Sinne von „tangible investments“, die Vorgangsweise bei Adaptierungs-/Modernisierungsvorhaben, schlägt die Aufnahme einer Definition von Betriebskosten vor (Vorschlag: „Die Betriebskosten beinhalten die gesamten laufenden Aufwendungen, die für einen ordnungsgemäßen Betrieb notwendig sind, ausgenommen die Abschreibungskosten.“), weist auf die Schwierigkeit des Monitorings bei ETZ-Projekten hin und regt die Anhebung der 10% Schwelle an.
Die EK äußerte sich folgender Maßen:

· Art. 55 bezieht sich sowohl auf Investitionen als auch auf Dienstleistungen

· Adaptierungen / Erweiterungen fallen unter diesen Artikel, wenn sie mit einem Mehrwert und dadurch erhöhten Einnahmen verbunden sind

· Art. 55(5) / „Verhältnismäßigkeit“: bezieht sich auf Projekte mit Kosten von unter € 200.000.-; gem. EK-Rechtsdienst ist eine weitergehende Auslegung nicht möglich.
Außerdem sagt die EK die Aufnahme einer Definition der Betriebskosten „entlang des österreichischen Vorschlags“ zu.
Hinsichtlich einer Änderung der STRF-VO stellt der Vorsitzende fest, dass diese in der gegen​wärtigen Situation auf Grund diverser Unwägbarkeiten nicht angedacht werde. Ziel der EK ist es daher, mit dem bestehenden Regelwerk bestmögliche Lösungen zu finden, die den MS in der Praxis helfen. Im nächsten COCOF ist jedoch eine Diskussion mit GD Dirk Ahner vorgesehen, bei der auch eine mögliche VO-Änderung diskutiert werden könne.
TOP 4: „Leitlinien zu staatlichen Beihilfen im Kontext mit einnahmeschaffendemn Projekten“ / Art. 55(6) der VO 1083/2006
Kein Dokument vorgelegt – verschoben auf nächste Sitzung

TOP 4: „Leitlinien zu ‚management verifications’ (first level control)“
EK informiert einleitend über 2 Seminare in Brüssel:

· Am 3. Juni 2008 wird der Haushaltsausschuss des EP über die Rolle und Funktionen von Kontrollstrukturen diskutieren. U. a. wird Susanne Rafalzik (BKA IV/3) einen Vortrag halten. (s. Beilage 3).
· Am 10. Juni 2008 findet in Brüssel ein Seminar „Kontrolle der Strukturmaßnahmen – die Herausfor​derung bewältigen“ für ca. 450 Personen (Fokus auf Verwaltungs- und Bescheinigungsbehörden) statt (s. Beilage 4).

Die EK berichtet einleitend, dass das Dokument den Status eines Arbeitsdokuments hat. Der geänderte Text (COCOF 08/0020/02 – s. Beilage 5) wurde übermittelt, schriftliche Stellungnahmen von MS (u.a. AT, EE, GR, NL, PL, SK; AT-Beitrag – s. Beilage 6) wurden so weit wie möglich integriert, die Lesbarkeit wurde verbessert. Der geänderte Text sieht auf Anregung von RO und PL auch Erleichterungen hinsichtlich der Überprüfung von Umweltrelevanz und öffentlicher Auftragsvergabe vor. ES hat die Aufnahme von Mindestanforderungen für eine Prüfung durch die EK vorgeschlagen. EK hält das nicht für erforderlich, da diese ohnehin in der VO stehen.
In der Diskussion sprechen mehrere MS (AT, BE, FRA, CY, IT, MT, DK) das Thema der Funktionstrennung zwischen Genehmigung und Auszahlung an. F stellt fest, dass diese in den STRF-VOs nicht vorgesehen ist. Diese Trennung könne auch kontraproduktiv sein, da jene, die ein Projekt ausgewählt haben, dieses auch am besten kennen und daher auch wissen, was bei der Prüfung zu beachten ist. Ein weiterer Diskussionspunkt betrifft den Zeitpunkt von Vor-Ort-Kontrollen und die Intensität sowie den Status des Dokumentes. NL ist nicht einverstanden mit dem Text bezüglich Überprüfung der Qualität des Begünstigten. 

AT hatte eine schriftliche Stellungnahme innerhalb der Frist abgegeben, die EK im neuen Text bereits einen Punkt berücksichtigt (Pkt. 3.8: nicht jedes einzelne Projekt muss der Chancengleichheit / Nicht-Diskriminierung entsprechen, sondern nur das Programm generell).
Die weiteren, nun auch mündlich eingebrachten Punkte betreffen folgende Themen:
· Im Pkt. 2.2. stimmt die EK folgender Textanpassung zu: „The MA therefore has overall responsibility fort these tasks…… It can do it in a number of ways such as (statt: including)……

· Bezüglich Pkt.2.5. / 4.Kugelpunkt: …..“compliance with the approved financing rate“ geht AT davon aus, dass die Co-Finanzierungsrate nur auf Prioritätsebene anzuwenden ist, und nicht für jedes einzelne Projekt.
· Bei Pkt. 2.5. / vorletzter Absatz stimmt die EK zu, „for example“ einzufügen: „Adequate segregation may be achieved for example by using a separate department…“.
· Die EK wird die Anregung aufnehmen, überall im Text, wo die Verwaltungsstelle genannt wird (und dies Sinn macht!), diese durch die Wortkombination “Verwaltungs​behörde / Zwischengeschaltete Stelle“ zu ersetzen.
· Um den Empfehlungscharakter des Dokumentes zu unterstreichen, schlägt AT folgende Formulierung vor: “This document should serve as a reference paper. Member State authorities are encouraged to use it flexibly, adapting the gúidance to their own specific needs“.  Diese Formulierung wurde von der EK schon bei ähnlichen Dokumenten verwendet. Diesem Vorschlag schließen sich CY, NL, EL, IRL, RO, EE, DK und UK an.
· AT weist auch auf unterschiedliche Definitionen für „Begünstigten“ im Dokument hin.

EK bestätigt, dass es sich um ein Dokument mit Empfehlungscharakter handelt. Ein entsprechender Zusatz in der Einleitung wird eingefügt werden.

Die Trennung von Funktionen ist in der VO 1083/2006 Art.58b vorgesehen, getrennte Abteilungen sind aber nicht erforderlich.

Vor-Ort-Kontrollen sollten teilweise  auch schon vor Projektabschluss stattfinden, um Fehler rechtzeitig verhindern zu können.

Eine eingehende Diskussion wird beim Seminar am 10. Juni möglich sein. Insgesamt betrachtet die EK die Diskussion zum Dokument im COCOF jedoch nunmehr als beendet – die FINALE Version werde zum Seminar vorgelegt werden.
TOP 5: „Leitlinie zu den Sampling-Methoden für die Prüfbehörden“
In der Sitzung wird zum vorliegenden Dokument (COCOF 08/0021/01 – s. Beilage 7) eine 2-seitige Ergänzung (Beilage 8) verteilt, welches das Ergebnis einer Verhandlungsrunde vom Vortag zwischen der EK und einigen MS (u.a. DE, FRA, PT,.. / AT war verhindert) darstellt und einige abweichende Regelungen für ETZ-Programme beinhaltet.

In der folgenden kurzen Diskussion werden zwar gewisse Fortschritte gegenüber dem Ausgangsdokument festgestellt, insgesamt gibt es aber weiterhin sehr viele Unklarheiten und Unsicherheiten bei der Umsetzung. 
Die EK stellt abschließend fest, dass das Dokument nicht für das breite Publikum, sondern für die Prüfbehörden bestimmt sei.
TOP 6: „Leitlinien zu den Funktionen der Bescheinigungsbehörde“
EK präsentiert das Dokument COCOF 08/0014/00 (s. Beilage 9), mit dem Leitlinien zu den Aufgaben der Bescheinigungsbehörde gem. Art. 61 der VO 1083/2006 bereitgestellt werden.
Insgesamt handelt es sich auch hier um die Überarbeitung eines bereits für die Periode 2000-2006 erstellten AEUR-Dokuments, in dem vor allem folgende Themen behandelt werden:

· Einrichtung und Organisation der Bescheinigungsbehörde 

· die Bescheinigung von Ausgabenerklärungen

· das Buchführungssystem, Zuverlässigkeit der Buchführungsunterlagen, Prüfpfad

· Debitorenbuch, Widereinziehung und Einbehaltung von Beträgen bei Unregelmäßigkeiten

Weiters enthält das Dokument Beispiele für gute Praktiken.

In der Diskussion des erstmals vorgelegten Papiers wurden folgende Themenblöcke angesprochen:

· Status des Papier (vergleichbar mit dem Dokument zur „First level control“ - s.o.) sollte in der Einleitung erwähnt werden: AT, DE, BE, HU
· Bessere Abgrenzung zwischen Verwaltungs- und Bescheinigungsbehörde: NL, FRA, CY
· On-the-spot-checks nicht verpflichtend: BE
· Separation of functions / Verhältnismäßigkeit bei kleinen (ETZ-)Programmen: AT, EE
· …
Die EK stimmt zu, ähnlich wie bei den „management verifications“ einen erläuternden Satz zum Status des Dokuments („Leitlinie“) in die Einleitung aufzunehmen und wird außerdem ein eigenes Kapitel für die ETZ-Programme einfügen.

Für das Seminar am 10. Juni wird die EK eine überarbeitete Fassung erstellen – dazu können die MS noch bis Ende Mai schriftlich Anmerkungen einbringen. Dieses überarbeitete Dokument soll dann beim Juni-COCOF nochmals diskutiert werden. 
+ KRÄFTNER / ROSSBACHER (2008-06-01)
18th MEETING OF THE COMMITTEE FOR THE COORDINATION OF FUNDS








